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Wichtige Steuertermine  
November 2026 
10.11. Umsatzsteuer 

 Lohnsteuer 

 Solidaritätszuschlag 

 Kirchenlohnsteuer ev. und röm.-kath. 

16.11. Grundsteuer 

 Gewerbesteuer 

Zahlungsschonfrist: bis zum 13.11. bzw. 
19.11.2026. Diese Schonfrist gilt nicht bei 
Bar- und Scheckzahlungen.  
Achtung: Bei Scheckzahlungen gilt die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des 
Schecks als geleistet! 

Tipps und Hinweise 

1. ... für alle Steuerzahler 

Digitalisierung  

Ab 2027 werden Steuerbescheide  
elektronisch bekannt gegeben 

Noch gibt das Finanzamt einen Steuerbescheid nur dann 
elektronisch bekannt, wenn der Steuerzahler zuvor in 
seinem ELSTER-Benutzerkonto aktiv in die elektroni-
sche Bekanntgabe eingewilligt hat. Ab dem 01.01.2027 
ist für die elektronische Bekanntgabe keine ausdrück-
liche Einwilligung des Steuerzahlers mehr erforderlich. 
Damit wird der elektronisch bekannt gegebene Steuer-
bescheid zum Regelfall. 

Wer seine Steuerbescheide ab 2027 weiterhin auf Papier 
erhalten will, muss nun aktiv werden und beim Finanz-
amt über das Onlineportal ELSTER einen Antrag auf 
postalische Bekanntgabe stellen. Ohne Antrag werden 
Steuerbescheide dem Steuerzahler ab dem 01.01.2027 
grundsätzlich elektronisch bekannt gegeben; auf den 
Zeitpunkt der Erklärungsabgabe kommt es dabei nicht 
an. Der Antrag gilt nur für die Zukunft; ein einmal elekt-
ronisch ergangener Steuerbescheid kann also nicht 
nachträglich in Papierform beantragt werden. Das An-
tragsrecht kann zudem nur einheitlich für sämtliche Ver-
waltungsakte gestellt werden, die unter einer Steuer-
nummer erlassen werden. 

Nach derzeitigem Stand ist die elektronische Bekannt-
gabe derzeit grundsätzlich nur für die Einkommen-, die 
Gewerbe- und die Körperschaftsteuer vorgesehen. Für 
alle anderen Steuer- und Feststellungsbescheide ist die 
elektronische Bekanntgabe aus technischen Gründen 
derzeit (noch) nicht eröffnet, so dass hier weiterhin Pa-
pierbescheide ergehen; dies gilt insbesondere für Um-
satzsteuer- sowie Feststellungsbescheide. 

Hinweis: Wir stellen gerne einen Antrag auf Be-
kanntgabe der Steuerbescheide in Papierform für Sie, 
wenn Sie das möchten. 
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Erbfallkosten  

Vermächtnisnehmer dürfen die 
15.000-€-Pauschale beanspruchen 

Erben können von ihrem erbschaftsteuerpflichti-
gen Erwerb verschiedene Nachlassverbindlich-
keiten abziehen. Dazu zählen Erbfallkosten wie 
die Aufwendungen für die Bestattung des Erblas-
sers, ein angemessenes Grabmal, die übliche Grab-
pflege, die Abwicklung, Regelung oder Verteilung 
des Nachlasses und zur Erlangung des Erwerbs. 
Für diese Kosten können die tatsächlich angefalle-
nen Kosten oder - ohne Nachweis - ein Pauschbe-
trag von 15.000 € abgezogen werden, so dass sich 
die Erbschaftsteuer mindert. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass 
auch Vermächtnisnehmer den Pauschbetrag für 
Erbfallkosten in Anspruch nehmen können. 

Hinweis: Ein Vermächtnisnehmer ist eine Per-
son, die im Testament oder Erbvertrag des Ver-
storbenen ein Anrecht auf einen bestimmten 
Vermögensvorteil erhält. Anders als ein Erbe 
wird der Vermächtnisnehmer aber kein Rechts-
nachfolger des Verstorbenen und übernimmt 
somit auch keine Schulden. Er erhält stattdessen 
nur einen Anspruch gegen die Erben auf Her-
ausgabe des zugedachten Gegenstands, etwa ei-
ner Immobilie, eines Geldbetrags oder eines 
Schmuckstücks. Die Erben müssen dieses Ver-
mächtnis nach dem Erbfall auf den Vermächt-
nisnehmer übertragen. 

Im Urteilsfall hatte die Erblasserin in Großbritan-
nien gelebt und war von ihrem ebenfalls dort leben-
den Bruder beerbt worden. Die in Deutschland le-
bende Klägerin hatte ein Geldvermächtnis erhal-
ten. In ihrer Erbschaftsteuererklärung beantragte 
sie den Abzug des vollen Pauschbetrags für Erb-
fallkosten (in Höhe von damals 10.300 €). Tatsäch-
lich waren ihr im Zusammenhang mit dem Erbfall 
nur Kosten in Höhe von 13,20 € entstanden. Das 
Finanzamt zog lediglich die tatsächlichen Kosten 
vom Erwerb der Klägerin ab. Die Erbfallkosten-
pauschale gewährte es nicht. 

Das Finanzgericht (FG) gewährte der Vermächt-
nisnehmerin die Pauschale nur anteilig im Verhält-
nis des Werts des Vermächtnisses zum Wert des 
Nachlasses. Eine Gewährung des vollen Pauschbe-
trags würde laut FG zu einer übermäßigen Begüns-
tigung führen. 

Der BFH hat der Klägerin demgegenüber den vol-
len Pauschbetrag gewährt. Die Erbfallkostenpau-
schale dürfen nicht nur Erben, sondern auch andere 
Erwerber wie Vermächtnisnehmer und Pflichtteils-
berechtigte in Anspruch nehmen. Sie darf aber für 
jeden Erbfall - unabhängig von der Anzahl der Er-
werber - nur einmal gewährt werden. Sind in einem 
Erbfall neben einem einzelnen unbeschränkt steu-
erpflichtigen Erwerber weitere Personen 

vorhanden, deren Erwerb nicht der deutschen Be-
steuerung unterliegt, darf die Pauschale bei der un-
beschränkt steuerpflichtigen Person nicht gekürzt 
werden. Eine solche Kürzung würde die Pauschale 
teilweise verfallen lassen, was gesetzlich jedoch 
nicht vorgesehen ist. 

2. ... für Unternehmer 

Unionsrecht  

Zinsen auf die Umsatzsteuer sind 
gerechtfertigt 

Nicht nur wegen der Steuer selbst, sondern auch 
wegen der damit verbundenen Zinsen können um-
satzsteuerliche Nachforderungen teuer werden. 
Die aktuelle Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs (BFH) und des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) zeigt: Nachzahlungs- und Verzugszinsen 
sind grundsätzlich zulässige Ausgleichsmechanis-
men und keine Sanktionen. 

Der BFH hatte in drei Verfahren über Nachzah-
lungszinsen auf Umsatzsteuer zu entscheiden. In 
allen Fällen war die Umsatzsteuer zunächst zu 
niedrig festgesetzt worden, unter anderem auf-
grund eines unzutreffenden Vorsteuerabzugs. Die 
daraus resultierenden Nachforderungen wurden 
verzinst. Einen Verstoß gegen das Unionsrecht 
sieht der BFH darin nicht. Die Vollverzinsung 
diene nicht der Durchführung des Mehrwertsteuer-
rechts, sondern dem Ausgleich von sich aus einer 
zeitlich späteren Steuerfestsetzung ergebenden Be-
lastungsunterschieden. Sie habe keinen Sankti-
onscharakter. Unerheblich sei daher grundsätz-
lich, ob der Steuerzahler tatsächlich einen konkre-
ten Liquiditätsvorteil erzielt habe. 

Auch ein Erlass von Nachzahlungszinsen aus Bil-
ligkeitsgründen kommt nach der Rechtsprechung 
des BFH nur ausnahmsweise in Betracht. Allein die 
unionsweite fiskalische Neutralität der Umsatz-
steuer oder der Umstand, dass in einem anderen 
Mitgliedstaat kein entsprechender Vorsteuerabzug 
mehr möglich ist, reicht hierfür nicht aus. Das Glei-
che gilt, wenn die Nachforderung auf einer erkenn-
bar unzutreffenden Rechtsanwendung oder der feh-
lerhaften Nutzung einer Vereinfachungsregelung 
beruht. 

Zuletzt hat sich der EuGH mit Verzugszinsen auf 
rückständige Mehrwertsteuer befasst. Er qualifi-
ziert solche Zinsen grundsätzlich ebenfalls nicht als 
Sanktion, wenn sie dazu dienen, den finanziellen 
Vorteil aus einer verspäteten Zahlung auszuglei-
chen und die rechtzeitige Steuerzahlung sicher-
zustellen. Allerdings verlangt das Unionsrecht 
eine verhältnismäßige Ausgestaltung. Höhe und 
Dauer der Berechnung der Verzugszinsen dürfen 
nicht unabhängig von Art und Schwere des 
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Verstoßes starr festgelegt werden. Gegebenenfalls 
muss eine Reduzierung oder ein Erlass der Zinsen 
möglich sein. 

Hinweis: Für Unternehmen bedeutet dies: Um-
satzsteuerliche Fehler können nicht nur die 
Steuerschuld selbst, sondern auch eine erhebli-
che Zinsbelastung nach sich ziehen. Die Mög-
lichkeiten, sich mit unionsrechtlichen Argu-
menten gegen die Zinsen zu wehren, sind nach 
der aktuellen Rechtsprechung begrenzt. Gerade 
bei Vorsteuerkorrekturen und grenzüberschrei-
tenden Sachverhalten lohnt sich daher eine 
sorgfältige Prüfung. Denn bei der Umsatzsteuer 
gilt einmal mehr: Zeit ist Geld. 

3. ... für GmbH-
Geschäftsführer 

GmbH-Anteil  

Keine gesonderte und einheitliche 
Feststellung bei Unterbeteiligung 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass 
die Besteuerungsgrundlagen für eine Unterbeteili-
gung an einem Kapitalgesellschaftsanteil nicht ge-
sondert und einheitlich festzustellen sind. Das gilt 
unabhängig davon, ob es sich um eine typische 
oder atypische Unterbeteiligung handelt. Der Klä-
ger und der Beigeladene hatten im Streitfall den ge-
meinsamen Vertrieb einer Software geplant. Dazu 
hatte der Beigeladene einen Anteil an einer GmbH 
erworben und mit dem Sohn des Klägers einen Un-
terbeteiligungsvertrag geschlossen. Der Sohn habe 
- so der Kläger - als Treuhänder für seinen Vater 
gehandelt. Die Ausschüttungen der GmbH wurden 
so gehandhabt, dass die GmbH die Kapitalertrag-
steuer einbehielt und dem Beigeladenen und dessen 
Mitgesellschafterin entsprechende Steuerbeschei-
nigungen ausstellte. Der Beigeladene zahlte dem 
Kläger einen Anteil aus der Unterbeteiligung aus. 

Das Wohnsitzfinanzamt des Klägers rechnete dem 
Kläger unmittelbar 50 % der Gesamtausschüttun-
gen der GmbH zu. Um eine Anrechnung der von 
der GmbH einbehaltenen und abgeführten Kapital-
ertragsteuer auf seine Einkommensteuer zu errei-
chen, verklagte der Kläger die GmbH erfolglos auf 
die Ausstellung von Kapitalertragsteuerbeschei-
nigungen. Zudem reichte er beim beklagten Fi-
nanzamt Feststellungserklärungen für eine zwi-
schen ihm und dem Beigeladenen bestehende Un-
terbeteiligungsgesellschaft ein. Das Finanzamt 
lehnte den Erlass von Feststellungsbescheiden für 
die Unterbeteiligungsgesellschaft ab. Einspruchs- 
und Klageverfahren blieben erfolglos. 

Auch die Revision beim BFH hatte keinen Erfolg. 
Nach Auffassung des BFH sind die Besteuerungs-
grundlagen für eine Unterbeteiligungsgesellschaft 

nicht gesondert und einheitlich festzustellen. Uner-
heblich ist, ob an dem GmbH-Anteil eine typische 
oder eine atypische Unterbeteiligung bzw. zwi-
schen dem Kläger und seinem Sohn ein Treuhand-
verhältnis bestanden hat. Für eine gesonderte und 
einheitliche Feststellung gibt es keine Rechts-
grundlage. Weder bei einer typischen noch bei ei-
ner atypischen Unterbeteiligung werden gemein-
schaftliche Einkünfte erzielt. Bei einer typischen 
Unterbeteiligung an einem GmbH-Anteil sind der 
Haupt- und der Unterbeteiligte nicht an denselben 
Einkünften beteiligt. Auch bei einer atypischen 
Unterbeteiligung an einem GmbH-Anteil fehlt es 
an gemeinschaftlichen Einkünften. 

4. ... für Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer 

Betriebsstätte  

50-%-Regelung gilt auch für  
Arbeitnehmer mit Leitungsfunktion 

Die Tätigkeit eines Arbeitnehmers im eigenen 
Homeoffice begründet in der Regel keine Betriebs-
stätte des Arbeitgebers im Sinne des internationa-
len Steuerrechts. Denn der Arbeitgeber verfügt ty-
pischerweise nicht über eine ausreichende Verfü-
gungsmacht über die häuslichen Räumlichkeiten 
des Arbeitnehmers. Dies gilt grundsätzlich auch, 
wenn der Arbeitgeber die Aufwendungen für das 
Homeoffice und dessen Ausstattung übernimmt. 
Selbst der Abschluss eines Mietvertrags über häus-
liche Räume des Arbeitnehmers zwischen diesem 
und dem Arbeitgeber begründet regelmäßig keine 
ausreichende Verfügungsmacht des Arbeitgebers. 
Etwas anderes kann allerdings gelten, wenn der Ar-
beitgeber die Räumlichkeiten im Einzelfall tatsäch-
lich anderweitig nutzen darf, etwa durch ein Recht 
zum Entsenden anderer Arbeitnehmer in die ange-
mieteten Räume oder durch ein generelles Recht 
zum Betreten der Räume außerhalb von Prüfungen 
zur Arbeitssicherheit. 

Durch die Ausübung von Leitungsfunktionen im 
Homeoffice kann jedoch gegebenenfalls eine Ge-
schäftsleitungsbetriebsstätte begründet werden. 
Denn der Ort der Geschäftsleitung kann sich durch-
aus in den Privaträumen des Geschäftsleiters befin-
den. Auch abkommensrechtlich kann eine Be-
triebsstätte vorliegen, wenn geschäftsleitende 
Handlungen des Tagesgeschäfts aus dem Home-
office heraus vorgenommen werden. Allerdings 
führt die Nutzung eines häuslichen Homeoffice 
durch einen Arbeitnehmer zu weniger als 50 % sei-
ner gesamten Arbeitszeit für den Arbeitgeber 
grundsätzlich nicht zur Begründung einer diesem 
Arbeitgeber zuzurechnenden abkommensrechtli-
chen Betriebsstätte. Das Bundesfinanzministerium 
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hat klargestellt, dass die 50-%-Schwelle abkom-
mensrechtlich auch für solche Arbeitnehmer gilt, 
die Leitungsfunktionen ausüben. 

5. ... für Hausbesitzer 

Familienheim  

Mitgenutztes Garten- und Wege-
grundstück kann steuerfrei sein 

Eltern können ihren Kindern ein selbstbewohntes 
Familienheim erbschaftsteuerfrei vererben. Vor-
aussetzung ist unter anderem, dass die Wohnfläche 
der Immobilie höchstens 200 qm beträgt. Zudem 
muss der Erbe nach dem Tod des Erblassers unver-
züglich selbst dort einziehen. 

Hinweis: Für Flächen bis 200 qm kann die 
Steuerbefreiung anteilig gewährt werden, wenn 
die Wohnfläche größer ist. Sie entfällt aber 
nachträglich, wenn die Kinder die Selbstnut-
zung innerhalb von zehn Jahren nach dem Erb-
fall aufgeben. Ausnahmen gelten nur, wenn es 
dafür zwingende Gründen gibt. 

Ein neues Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) 
zeigt, dass auch ein an das Familienheim angren-
zendes Garten- und Wegegrundstück von der Erb-
schaftsteuer befreit sein kann. Geklagt hatte ein 
Sohn, der von seinem Vater ein selbstgenutztes 
Wohnhaus geerbt hatte, das er nach dem Erbfall 
selbst bezog. Das Finanzamt hatte die Erbschaft-
steuerbefreiung lediglich auf das Flurstück be-
grenzt, das mit dem Wohnhaus bebaut war. An-
grenzende Garten- und Wegeflächen, die zusam-
men mit dem Familienheim genutzt worden waren, 
unterwarf es jedoch der Besteuerung, wogegen der 
Sohn klagte. 

Der BFH hat dem Sohn Recht gegeben und ent-
schieden, dass auch das angrenzende Garten- und 
Wegegrundstück steuerfrei zu belassen ist. Der Be-
griff des steuerfreien bebauten Grundstücks ist be-
wertungsrechtlich auszulegen. Er umfasst alle Flä-
chen, die das Finanzamt am Ort des Grundbesitzes 
(Belegenheitsfinanzamt) als wirtschaftliche Ein-
heit bindend für das Erbschaftsteuerfinanzamt fest-
gestellt hat. 

Mehrere Flurstücke, die gemeinsam genutzt wer-
den (z.B. ein Wohnhaus mit angrenzendem Garten 
oder einem Zugangsweg), können also der Steuer-
befreiung unterliegen, wenn sie als eine wirtschaft-
liche Einheit festgestellt werden. Diese Auslegung 
spiegelt die tatsächliche häusliche Nutzung wider, 
die das Belegenheitsfinanzamt gut beurteilen kann. 
Im Urteilsfall hatte das Belegenheitsfinanzamt die 
verschiedenen Teilflächen als eine wirtschaftliche 
Einheit zusammengefasst, so dass sich der Erbe für 
die Erbschaftsteuerbefreiung darauf berufen 
konnte. 

Hinweis: Erben müssen also bereits gegen die 
Feststellung der wirtschaftlichen Einheit durch 
das Belegenheitsfinanzamt vorgehen, wenn sie 
nicht mit der Bestimmung des steuerbefreiten 
Grundstücks einverstanden sind. Einwendun-
gen gegen den Umfang des Grundstücks haben 
im Erbschaftsteuerverfahren hingegen keinen 
Erfolg mehr. 

Familien  

Kauf sanierungsbedürftiger 
Wohnimmobilien wird gefördert 

Die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) und der 
Bund haben die Wohnraumförderung für Fami-
lien mit mindestens einem Kind („Wohneigentum 
für Familien - Bestandserwerb“) deutlich verbes-
sert: Familien mit geringem und mittlerem Ein-
kommen, die eine Bestandsimmobilie mit niedri-
gem Energiestandard kaufen, die sie selbst bewoh-
nen und sanieren werden, können jetzt einen deut-
lich höheren Kreditbetrag bei der KfW beantragen 
als bisher: Der Förderhöchstbetrag ist für Familien 

• mit einem Kind von 100.000 € auf 140.000 €, 

• mit zwei Kindern von 125.000 € auf 160.000 € 
und 

• mit drei und mehr Kindern von 150.000 € auf 
180.000 € 

gestiegen. Zudem wurden die Darlehenszinsen 
des Programms aus Mitteln des Bundesministeri-
ums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen 
verbilligt: Derzeit liegt der Zinssatz für ein Darle-
hen mit 35 Jahren Laufzeit und zehn Jahren Zins-
bindung bei effektiv 0,53 %. 

Hinweis: Antragsberechtigt sind Privatperso-
nen, die erstmals selbstgenutzten Wohnraum er-
werben, bei denen mindestens ein minderjähri-
ges Kind im Haushalt lebt und deren zu versteu-
erndes jährliches Haushaltseinkommen höchs-
tens 90.000 € beträgt (bei einem Kind); je wei-
teres Kind steigt die Einkommensgrenze um je 
10.000 €. Die zu erwerbende Wohnimmobilie 
muss zum Zeitpunkt der Antragstellung in die 
Energieeffizienzklasse F, G oder H eingestuft 
sein. 

Wir beraten Sie gerne zu den Voraussetzungen 
dieses Förderprogramms sowie zu weiteren 
zinsgünstigen Krediten und Zuschüssen der 
Bundesförderung für effiziente Gebäude. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Breitenbach Steuerberater 

 


